
Jürgen Landgrebe

Änderungen im Sozialrecht 2020

Gesundheit
Terminservicestellen: An sieben Tagen und rund 
um die Uhr sind für Patientinnen und Patienten 
die Terminservicestellen der Kassenärztlichen Ver-
einigungen über die einheitliche Telefonnummer 
116117 erreichbar. Damit sollen sie schneller Arzt-
termine bekommen. In Akutfällen werden Pati-
enten auch während der Sprechstundenzeiten an 
Arztpraxen, Notfallambulanzen oder auch an Kran-
kenhäuser verwiesen. Das Online-Angebot bei-
spielsweise der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung unter www.116117.de wird zusätzlich durch 
die App „116117.app“ ergänzt. Die App soll bis 
Ende 2020 weitere Funktionen bekommen und 
auch per Spracheingabe nutzbar sein.

Apps auf Rezept: Künftig können digitale An-
wendungen von Ärzten verschrieben und von den 
Krankenkassen bezahlt werden. Voraussetzung ist 

aber, dass das Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte Sicherheit, Funktion, Qualität so-
wie Datenschutz überprüft hat und die App in das 
„Verzeichnis für digitale Gesundheitsanwendun-
gen“ aufgenommen hat. Bisher sind noch keine 
Apps in das Verzeichnis aufgenommen. Selbst das 
Verfahren zur Aufnahme ist noch nicht geregelt. In-
formationen zum aktuellen Stand sind im Internet-
angebot des Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte unter https://www.bfarm.de/
DE/Medizinprodukte/DVG/_node.html zu finden.
Gleichwohl gibt es bereits ein vielfältiges Angebot 
an F itness- und Gesundheits-Apps, die auch von 
vielen Krankenkassen angeboten werden. Vor Nut-
zung sollten die Apps kritisch zum Nutzen, Herstel-
ler und Datenschutz hinterfragt werden. Die Ver-
braucherzentralen geben hierzu detailliertere Hin-
weise.

Im Bereich der sozialen Sicherung sind im vergangenen Jahr viele Vorhaben umge-
setzt worden, die zum Jahresbeginn und im Laufe des Jahres 2020 wirksam werden. 
In einem Überblick werden die Besonderheiten für die landwirtschaftliche Sozial- 
versicherung dargestellt. Gleichzeitig wird ein Ausblick auf die zu erwartenden  
Vorhaben in dieser Legislaturperiode gewährt.
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Weitere digitale Anwendungen:
■■ Die Krankenkassen können ihren Versicherten 
Angebote zur Förderung der digitalen Gesund-
heitskompetenz machen. Konkret kann das der 
Umgang mit Gesundheits-Apps oder der elektro-
nischen Gesundheitsakte sein.

■■ Ärzte dürfen auf ihrer Internetseite für ihre Vi-
deosprechstunden werben.

■■ Der freiwillige Beitritt zu einer gesetzlichen Kran-
kenkasse kann elektronisch erfolgen.

■■ Wahlleistungen im Krankenhaus können von 
Versicherten bereits vor dem Aufenthalt elektro-
nisch vereinbart werden.

■■ Für Heil- und Hilfsmittel und weitere Leistungen 
kann die elektronische Verordnung erprobt wer-
den.

Der Innovationsfonds wird bis 2024 mit 200 Milli-
onen Euro jährlich verlängert. Dies ermöglicht die 
Förderung von innovativen Versorgungsansätzen.

Rente nach Immunprophylaxe-Infektion:  Frau- 
en, die bei einer Immunprophylaxe in der ehemali-
gen DDR mit Hepatitis-C infiziert wurden und de-
ren Gesundheitszustand sich gebessert hat, erhal-
ten durch eine neue Bestandsschutzregelung wei-
terhin oder wieder ihre monatliche Rente.

Förderung der Selbsthilfe: Organisationen der 
gesundheitlichen Selbsthilfe erhalten mit 70 statt 
bisher 50 Prozent der Basisfinanzierung eine höhe-
re Förderung durch die Krankenkassen.

Die Krankenkassen sind verpflichtet, verstärkt 
digitale Anwendungen in der gesundheitlichen 
Selbsthilfe zu fördern.

Pflege: Die Pflege im Krankenhaus soll verbes-
sert werden, indem die Personalkosten für die Pfle-
ge am Bett konkret ermittelt werden und von den 
Kostenträgern zu finanzieren sind. Krankenhäuser 
in dünn besiedelten Regionen erhalten einen zu-
sätzlichen jährlichen Zuschuss von 400.000 Euro. 
Es profitieren rund 120 Krankenhäuser. 

Rentenversicherung
Bessere Absicherung bei Erwerbsminderung: 
Die stufenweise verbesserte Absicherung von Per-
sonen, die in jüngeren Jahren erwerbsgemindert 
sind, wirkt auch in 2020. Die Zurechnungszeit bei 
einem Beginn der Erwerbsminderungsrente im Jahr 
2020 endet einen Monat später bei 65 Jahren und 
neun Monaten. Dadurch steigt für Erwerbsminde-
rungsrentner unmittelbar deren Rentenanspruch 
mit dem Rentenbeginn ab 1. Januar 2020. Aber 
Achtung: Dies gilt nur für Neurentner. Bisherige 

Rentner mit einer Erwerbsminderungsrente erhal-
ten keine verlängerten Zurechnungszeiten.

Rentenanpassung: Zum 1. Juli 2020 ist voraus-
sichtlich wieder mit einer deutlichen Rentenanpas-
sung von über drei Prozent zu rechnen. In dem ak-
tuellen Rentenversicherungsbericht 2019 der Bun-
desregierung geht sie von einer Rentenanpassung 
von 3,15 Prozent (West) und 3,92 Prozent (Ost) 
aus. Diese Zahlen sind zum Zeitpunkt der Berech-
nungen noch Schätzungen auf Basis der Zahlen der 
Deutschen Rentenversicherung. Sie sind trotzdem 
belastbare Hinweise für die voraussichtliche Höhe 
der Rentenanpassung 2020. Die genaue Festle-
gung erfolgt im Frühjahr 2020 nach Vorliegen der 
Lohnentwicklung 2019. Für einen Durchschnitts-
rentner mit der sogenannten Standardrente von ak-
tuell 1.487 Euro wird die Rentenanpassung für eine 
circa 47 Euro (West) beziehungsweise circa 58 Euro 
(Ost) höhere Rente monatlich sorgen (jeweils Brut-
tobeträge ohne Berücksichtigung der Krankenver-
sicherungsbeiträge).

Rente mit 67: Im Zuge der schrittweisen Anhe-
bung des Renteneintrittsalters in der gesetzlichen 
Rentenversicherung („Rente mit 67“) steigen die Al-
tersgrenzen um einen weiteren Monat. Versicherte, 
die 1955 geboren sind und für die keine Vertrau-
ensschutzregelungen gelten, erreichen die Regelal-
tersgrenze mit 65 Jahren und neun Monaten.

Beiträge
Beitragssatz zur Krankenversicherung: Der Bei-
trag ist mit 14,6 Prozent gleich geblieben. Dagegen 
hat das Bundesgesundheitsministerium den durch-
schnittlichen Zusatzbeitragssatz um 0,2 Prozent-
punkte auf 1,1 Prozent angehoben. Individuell führt 
das aber nicht zwingend zu einem höheren oder 
niedrigeren Beitrag für die Versicherten, da der je-
weilige Zusatzbeitragssatz von ihrer Krankenkas-
se festgelegt wird. Nach Informationen des GKV-
Spitzenverbandes wird es dank der vorsorgenden 
Haushaltsplanung der gesetzlichen Krankenkassen 
in den meisten Fällen möglich sein, die Zusatzbei-
träge stabil zu halten. Aktuell beträgt die Spanne 
der Zusatzbeitragssätze zwischen 0,0 Prozent und 
2,7 Prozent.

Eine gute Übersicht zu den Zusatzbeiträgen hat 
der GKV-Spitzenverband in seinem Internetange-
bot veröffentlicht (www.gkv-spitzenverband.de/
krankenkassenliste.pdf).

Beitragsentlastung für Betriebsrentner: Be-
triebsrentner werden durch Einführung eines mo-
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natlichen Freibetrages bei ihren Krankenversiche-
rungsbeiträgen entlastet. Die Entlastung beträgt 
dadurch maximal rund 25 Euro pro Monat und 
300 Euro pro Jahr. Der Freibetrag wird an die Ent-
wicklung der Bezugsgröße gekoppelt und verän-
dert sich damit jährlich angelehnt an die durch-
schnittliche Lohnentwicklung.

Damit wurde eine langjährige Forderung aufgegrif-
fen, auch wenn diese mit der Freibetragslösung nur 
zum Teil erfüllt wird. Die Festlegung hierzu erfolgte 
erst im Koalitionsausschuss im November 2019 und 
wurde in einem rasend schnellen Gesetzgebungs-
verfahren umgesetzt. Deshalb dürften nicht alle 
Krankenkassen pünktlich zum Jahresbeginn die Bei-
träge der Betriebsrentner entlastet haben.

Achtung: Die Entlastung gilt nur für den Kranken-
versicherungsbeitrag. Eine entsprechende Entlas-
tung der Pflegeversicherungsbeiträge ist nicht vor-
gesehen. Begründet wird dies mit der schwierigen 
F inanzlage der Pflegeversicherung.

Beitragssatz Pflegeversicherung: Die Pfle-
geversicherungsbeiträge bleiben unverändert bei 
3,05 Prozent bzw. 3,3 Prozent für Kinderlose.

Beitragssatz und Mindestbeitrag zur Rentenversi-
cherung: Beitragssatz und Mindestbeitrag zur frei-
willigen Versicherung in der gesetzlichen Renten-
versicherung bleiben unverändert bei 18,6 Prozent 
und 83,70 Euro monatlich.

Beitrag Arbeitslosenversicherung: Ebenfalls 
im Rahmen des Koalitionsausschusses im No-
vember 2019 wurde eine bis Ende 2022 befriste-
te Senkung des Beitrags zur Arbeitslosenversiche-
rung festgelegt. Er sinkt um 0,1 Prozentpunkte auf 
2,4 Prozent. Die Senkung führt zu einer geringfügi-
gen Entlastung für Arbeitnehmer und Arbeitgeber.

Arbeitsmarkt
Mindestlohn: Der Mindestlohn steigt ab 2020 
von 9,19 Euro auf 9,35 pro Stunde. Die Mindest-
lohn-Kommission wird Mitte 2020 eine Empfeh-
lung für die weitere Erhöhung des gesetzlichen 
Mindestlohns ab 1. Januar 2021 abgeben. Sofern 
die Bundesregierung dieser Empfehlung zustimmt 
und per entsprechender Verordnung umsetzt, wird 
diese Empfehlung dann der neue gesetzliche Min-
destlohn ab 2021.

In der Land- und Forstwirtschaft sowie im Gar-
tenbau gilt ab 2019 grundsätzlich auch der gesetz-
liche Mindestlohn.

Verbesserter Schutz in der Arbeitslosenversi-
cherung: Der Anspruch auf Arbeitslosengeld wird 

erleichtert, indem die grundsätzlich erforderliche 
Mindestversicherungszeit von zwölf Monaten in-
nerhalb einer erweiterten Rahmenfrist von 30 Mo-
naten erreicht sein muss. Bisher galt hierfür eine 
Rahmenfrist von 24 Monaten. Für überwiegend 
kurzfristig Beschäftigte wird der Anspruch auf Ar-
beitslosengeld ebenfalls erleichtert, indem deren 
Mindestversicherungszeit auf sechs Monate ver-
kürzt wurde.

Grundsicherung für Arbeitsuchende: Ab dem 
1. Januar 2020 gelten neue Regelbedarfe (s. Tabel-
le 1) in der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsun-
fähigkeit nach dem Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch. Grundlage für die Fortschreibung sind zwei 
Komponenten: die Preisentwicklung regelbedarfs-
relevanter Güter und Dienstleistungen sowie die 
Entwicklung der Nettolöhne und -gehälter je be-
schäftigtem Arbeitnehmer nach den volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen. Die Anhebung 
beträgt rund 1,9 Prozent.

Insolvenzgeld: Der Umlagesatz für das Insolvenz- 
geld ist wie in den beiden Vorjahren auf nur noch 
0,06 Prozent abgesenkt. Hintergrund für die Ab-
senkung sind die aktuelle Rücklage und die positive 
konjunkturelle Lage.

Fachkräfteeinwanderung: Ab 1. März  2020 wird 
der Arbeitsmarkt für Fachkräfte aus Staaten außer-
halb der Europäischen Union vollständig geöffnet. 
Bisher hatten nur akademisch ausgebildete Fach-
kräfte unbeschränkten Zugang zum deutschen Ar-
beitsmarkt. Künftig können auch Fachkräfte mit ei-
ner ausländischen beruflichen Qualifikation in allen 
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Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz soll die Einwande-
rung qualifizierter Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer aus Drittstaaten erleichtern.
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Berufen ein Visum oder einen Aufenthaltstitel zur 
Beschäftigung erhalten. Damit soll versucht wer-
den, den Fachkräftemangel in Deutschland zu ent-
schärfen.

Detaillierte Informationen zur Fachkräfteeinwan-
derung und Arbeitsmigration allgemein bietet das 
Bundesministerium des Innern für Bau und Hei-
mat in seinem Internetangebot unter https://www.
bmi.bund.de.

Eingliederungszuschuss: Über 2019 hinaus 
wurde die besondere Förderung für Arbeitgeber 
verlängert, wenn sie über 50-jährige Arbeitsuchen-
de einstellen. Die Agenturen für Arbeit und die Job-
center fördern mit einem Eingliederungszuschuss 
in Höhe von bis zu 50 Prozent des Arbeitsentgelts 
für längstens 36 Monate. Die Sonderregelung ist 
bis 2024 verlängert.

Berufsanerkennung: Zum 1. Februar 2020 wird 
die Zentrale Servicestelle Berufsanerkennung 
(ZSBA) starten. Die ZSBA übernimmt eine Lotsen-
funktion und berät Zuwanderungsinteressierte und 
Anerkennungssuchende, die sich im Ausland befin-
den, über die Aussichten und Voraussetzungen ei-
nes Anerkennungsverfahrens beziehungsweise der 
Berufszulassung und die damit im Zusammenhang 
stehenden aufenthaltsrechtlichen Fragen im kon-
kreten Fall. Darüber hinaus begleitet sie die Inter-
essierten durch das Anerkennungsverfahren bis zur 
Einreise nach Deutschland.

Entlastung unterhaltsverpflichteter Angehö-
riger: Unterhaltsverpflichtete Eltern und Kinder 
von Menschen, die Leistungen der Hilfe zur Pfle-
ge oder andere Leistungen der Sozialhilfe erhalten, 
werden entlastet. Auf ihr Einkommen wird erst ab 
einem Jahresbetrag von mehr als 100.000 Euro zu-
rückgegriffen.

Landwirtschaftliche Sozialversicherung
Alterssicherung der Landwirte: Der Beitrag zur 
Alterssicherung steigt im Vergleich zum Vorjahr von 
253 Euro auf 261 Euro in den alten Ländern. In den 
neuen Ländern steigt der Beitrag von 234 Euro auf 
244 Euro. Entsprechend verändern sich auch die 
Beitragszuschüsse (s. Tabelle 2). Grund für die Bei-
tragssteigerung ist trotz des unverändert gebliebe-
nen Beitragssatzes der Rentenversicherung der An-
stieg des geschätzten Durchschnittsentgeltes in der 
gesetzlichen Rentenversicherung, der zusammen 
mit dem Beitragssatz der gesetzlichen Rentenversi-
cherung Grundlage für die Ermittlung des Beitrags 
zur Alterssicherung der Landwirte ist.

Senkung der Unfallversicherungsbeiträge: Im 
Bundeshaushalt 2020 sind unverändert 176,95 Mil-
lionen Euro zur Senkung der Unfallversicherungs-
beiträge der zuschussberechtigten Unternehmen 
vorgesehen. Die Senkung der Unfallversicherungs-
beiträge wird bei gut 30 Prozent und etwas niedri-
ger als im Vorjahr liegen. Grund dafür sind die hö-
heren Ausgaben der landwirtschaftlichen Berufsge-
nossenschaft. 

Beitrag zur landwirtschaftlichen Krankenkas-
se: Der Beitrag der landwirtschaftlichen Kranken-
kasse für Unternehmer und deren mitarbeitende 
Familienangehörige musste angehoben werden. 
In den unteren beiden Beitragsklassen geringfügig 
um je zwei Euro und in der höchsten Beitragsklas-
se deutlicher um knapp 12 Euro. Hintergrund sind 
gesetzliche Regelungen für die Beitragsgestaltung 
der landwirtschaftlichen Krankenkasse, nach de-
nen nur ein gewisser Beitragsabstand zum Höchst-
beitrag der allgemeinen Krankenkassen zugelassen 
wird. Trotzdem liegt das Niveau des Höchstbei-
trags weiter zehn Prozent unter dem Höchstbeitrag 
aller anderen gesetzlichen Krankenkassen.

Selbstbeteiligung bei Betriebshilfe: Die land-
wirtschaftliche Alterskasse unterstützt die betroffe-
nen Familien nach einem Todesfall in bestimmten 
Fällen mit der Leistung der Betriebshilfe. Die bis-
herige konkrete Bemessung der Selbstbeteiligung 
nach dem Einkommen ist vereinfacht worden und 

Auch in der Altenpflege soll das Finanzierungssystem 
weiterentwickelt werden. Gesundheitsminister Spahn 
will dazu bis Mitte des Jahres einen Gesetzesvorschlag 
machen.
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die betroffenen Familien werden bei der Selbst-
beteiligung entlastet. Zukünftig gibt es nur noch 
eine feste Zuzahlung von 10 Euro beziehungswei-
se 20 Euro pro Einsatztag abhängig davon, ob das 
zu berücksichtigende Einkommen unter oder über 
15.500 Euro liegt.

Detaillierte Informationen bietet die landwirt-
schaftliche Alterskasse unter https://www.svlfg.
de/betriebshilfe-haushaltshilfe.

Rechen- und Grenzwerte
Die Tabelle 3 enthält die wichtigsten Rechenwerte 
der allgemeinen beziehungsweise landwirtschaftli-
chen Sozialversicherung, die sich turnusmäßig an-
hand der Einkommensentwicklung im vergangenen 
Jahr verändert haben.

Ausblick
Bundesminister Spahn hat in einem Interview mit 
dem Tagesspiegel vom 11. Januar 2020 angekün-
digt, dass er zur Weiterentwicklung der Altenpfle-
ge bis Mitte des Jahres einen Gesetzesvorschlag 
vorlegen werde, der den Konflikt zwischen Verbes-
serung der Pflege durch mehr Pflegekräfte, besse-
rer Bezahlung und einer bezahlbaren Pflegeversi-
cherung aufgreifen werde. Notwendig für ihn ist in 
diesem Zusammenhang auch eine gesellschaftliche 
Debatte über das richtige Verhältnis aus Eigenver-
antwortung, familiärer Bringschuld und dem, was 
die Pflegeversicherung leisten kann.

Die Beschlüsse zur Grundrente sollen umgesetzt 
werden. Fest steht, dass mit einer monatlichen 
Grundrente sichergestellt werden soll, dass die Le-

bensleistung von Rentnerinnen und Rentnern, die 
35 Jahre lang gearbeitet und Beiträge gezahlt haben 
beziehungsweise Kinder erzogen oder Angehörige 
gepflegt haben, anerkannt wird. Sie sollen nicht 
auf Grundsicherung im Alter angewiesen sein. Die 
Grundrente soll ab 1. Januar 2021 geleistet werden.

Darüber hinaus hat die Bundesregierung in ihrer 
sogenannten Halbzeitbilanz noch folgende Vorha-
ben angekündigt:

■■ den Missbrauch bei Befristungen abschaffen und 
sachgrundlose Befristungen und Kettenverträge 
einschränken;

■■ die betriebliche Mitbestimmung stärken;
■■ mehr Selbstbestimmung der Beschäftigten bei 
Arbeitszeit und Arbeitsort ermöglichen;

■■ die Notfallversorgung verbessern;
■■ den sozialen Schutz von Selbstständigen durch 
eine Altersvorsorgepflicht für alle Selbstständi-
gen verbessern; sie soll für die gelten, die nicht 
bereits anderweitig abgesichert sind, zum Bei-
spiel in berufsständischen Versorgungswerken 
oder der Alterssicherung der Landwirte.
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Tabelle 2 - Beitragszuschüsse in der Alterssicherung der Landwirte 2020 (West und Ost)

West: Einheitsbeitrag 261 €/Monat	 Ost: Einheitsbeitrag 244 €/Monat

Einkommensklasse monatl.  
Zuschussbetrag

monatl.  
Nettobeitrag

       bis –   8.220 € 157 € 104 €

  8.221 –   8.740 € 146 € 115 €

  8.741 –   9.260 € 136 € 125 €

  9.261 –   9.780 € 125 € 136 €

  9.781 – 10.300 € 115 € 146 €

10.301 – 10.820 € 104 € 157 €

10.821 – 11.340 € 94 € 167 €

11.341 – 11.860 € 84 € 177 €

11.861 – 12.380 € 73 € 188 €

12.381 – 12.900 € 63 € 198 €

12.901 – 13.420 € 52 € 209 €

13.421 – 13.940 € 42 € 219 €

13.941 – 14.460 € 31 € 230 €

14.461 – 14.980 € 21 € 240 €

14.981 – 15.500 € 10 € 253 €

           ab – 15.501 € 0 € 261 €

Einkommensklasse monatl.  
Zuschussbetrag

monatl.  
Nettobeitrag

       bis –   8.220 € 146 € 98 €

  8.221 –   8.740 € 137 € 107 €

  8.741 –   9.260 € 127 € 117 €

  9.261 –   9.780 € 117 € 127 €

  9.781 – 10.300 € 107 € 137 €

10.301 – 10.820 € 98 € 146 €

10.821 – 11.340 € 88 € 156 €

11.341 – 11.860 € 78 € 166 €

11.861 – 12.380 € 68 € 176 €

12.381 – 12.900 € 59 € 185 €

12.901 – 13.420 € 49 € 195 €

13.421 – 13.940 € 39 € 205 €

13.941 – 14.460 € 29 € 215 €

14.461 – 14.980 € 20 € 224 €

14.981 – 15.500 € 10 € 234 €

           ab – 15.501 € 0 € 244 €

Tabelle 1: �Grundsicherung (Werte in Euro/Monat)

2019 2020

Regelbedarfsstufe 1 
(alleinstehende und alleinerziehende Leistungsberechtigte) 424 432

Regelbedarfsstufe 2 
(jeweils für zwei in einem gemeinsamen Haushalt zusammenlebende Partner) 382 389

Regelbedarfsstufe 3 
(Erwachsene, die in einer stationären Einrichtung leben) 339 345

Regelbedarfsstufe 4 
(Jugendliche von 14 bis unter 18 Jahren) 322 328

Regelbedarfsstufe 5 
(Kinder von 6 bis unter 14 Jahren) 302 308

Regelbedarfsstufe 6 
(Kinder von 0 bis unter 6 Jahren) 245 250
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Tabelle 3 - Rechengrößen der allgemeinen und landwirtschaftlichen Sozialversicherung 2020

West Ost

1. Allgemeine Werte

 Bezugsgröße 3.185 € / Monat
38.220 € / Jahr

3.010 € / Monat
36.120 € / Jahr

 Geringfügigkeitsgrenze   450 € / Monat     450 € / Monat
 Geringverdienergrenze für Auszubildende   325 € / Monat     325 € / Monat
 Midijob / Gleitzonenjob 450,01 €–1.300 €/ Monat 450,01 €–1.300 € / Monat
 Sachbezugswert für freie Verpflegung   258 € / Monat     258 € / Monat
 Unterkunft   235 € / Monat     235 € / Monat

 Gesamt   493 € / Monat     493 € / Monat
2. Gesetzliche Rentenversicherung

 Beitragsbemessungsgrenze 6.900 € / Monat
82.800 € / Jahr

6.450 € / Monat
77.400 € / Jahr

 Beitragssatz 18,6 %       18,6 %
 Freiwilliger Mindestbeitrag 83,70 €/Monat   83,70 €/Monat
 Aktueller Rentenwert 33,05 €/Monat   31,89 €/Monat
 Durchschnittsentgelt 1 40.551 €/Jahr   40.551 €/Jahr

3. Gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung

 Versicherungspflichtgrenze 2 5.212,50 €/Monat
62.550 €/Jahr

5.212,50 €/Monat
62.550 €/Jahr

  Beitragsbemessungsgrenze  4.687,50 €/Monat
56.250 €/Jahr

 4.687,50 €/Monat
56.250 €/Jahr

 Gesetzlicher Beitragssatz KV 14,6 % 14,6 %
 Beitragssatz KV aus Renten der Alterssicherung der Landwirte   8,3 %   8,3 %
 Beitragssatz Pflegeversicherung
  - zuzüglich Beitragszuschlag für Versicherte ohne Kind
  - erhöhter Beitragssatz Pflegeversicherung ohne Elternschaft

  3,05  %
  0,25 %
  3,3 %

  3,05 %
  0,25 %
  3,3 %

4. Arbeitslosenversicherung

Beitragsbemessungsgrenze 6.900 € / Monat
82.800 € / Jahr

6.450 € / Monat
77.400 € / Jahr

Beitragssatz 2,4 % 2,4 %
5. Alterssicherung der Landwirte

Einkommensgrenze für Befreiung von der Versicherungspflicht 3 400 € / Monat 
4.800 € / Jahr

400 € / Monat  
4.800 € / Jahr

Einheitsbeitrag 261 € / Monat 244 € / Monat
Einkommensgrenze Beitragszuschuss
  - Ledige
  - Verheiratete

15.500 €/Jahr 
31.000 €/Jahr

15.500 €/Jahr 
31.000 €/Jahr

Aktueller Rentenwert 15,26 €/Monat 14,70 €/Monat
6. Landwirtschaftliche Krankenversicherung

½ Bezugsgröße (Versicherungspflicht Kleinlandwirte) 19.110 €/Jahr 18.060 €/Jahr
Höchstregelentgelt 156,25 €/Tag 156,25 €/Tag
Höchstkrankengeld (70 %) 109,38 €/Tag 109,38 €/Tag
pauschaliertes Kranken-/Mutterschaftsgeld 19,53 €/Tag 19,53 €/Tag
Mindest-Beitragsbemessungsgrundlage für freiwillig Versicherte/
AdL-Antragsteller

1.061,67 €/Monat 1.061,67 €/Monat

Freibetrag für Beitragserhebung aus Versorgungsbezügen 159,25 €/Monat 159,25 €/Monat
7. Landwirtschaftliche Unfallversicherung

durchschnittlicher Jahresarbeitsverdienst für landwirtschaftliche 
Unternehmer und ihre Ehegatten

13.476,19 €/Jahr 13.476,18 €/Jahr

1 vorläufig
2 �Für Neufälle ab 2003. Für Arbeitnehmer, die bereits am 31.12.2002 wegen Überschreitens der damaligen Jahresarbeitsentgeltgrenze versicherungsfrei waren, ist die Versi-

cherungspflichtgrenze identisch mit der Beitragsbemessungsgrenze.
3 Für Übergangsfälle, die bereits am 31.03.2003 von der Versicherungspflicht befreit waren: West 5.340 €/Jahr (445 €/Monat), Ost 4.920 €/Jahr (410 €/Monat).
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